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— in Feierabend- und Pflegeheimen,
— auf dem Gebiet der Trinkwasserversorgung in länd­

lichen Gebieten,
— bei der Instandhaltung kommunaler Straßen, beim Bau 

und bei der Reparatur von Gehwegen,
— in anderen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens.

Der Einsatz finanzieller Mittel kann für solche zusätzli­
chen Maßnahmen — unabhängig von der Finanzierungs­
quelle — bis zu einem Gesamtwertumfang von 50 TM im 
Einzelfall und objektbezogen erfolgen.
Entsprechend der Bedeutung, die der Erweiterung und 
Verbesserung der Trinkwasserversorgung in ländlichen Ge­
bieten und der aktiven Mitwirkung der Bürger an diesen 
Maßnahmen zukommt, beträgt die Wertgrenze 100 TM im 
Einzelfall und objektbezogen.
Für Maßnahmen außerhalb des Planes dürfen keine bilan­
zierten Kapazitäten und Materialfonds eingesetzt wer­
den.
Über den Gesamtwertumfang von 50 TM bzw. 100 TM je 
Vorhaben hinausgehende Maßnahmen sind materiell und 
finanziell grundsätzlich nur im Rahmen der Kennziffern 
des staatlichen Planes durchzuführen.

3. Die Räte der Kreise haben die Aufgabe, die Räte der Ge­
meinden und kreisangehörigen Städte unter Beachtung der 
differenzierten örtlichen Bedingungen bei der Entfaltung 
vielfältiger Initiativen zur Sicherung der Planaufgaben 
und zur Erschließung materieller und finanzieller Reser­
ven aktiv zu unterstützen.
Die Räte der Gemeinden und kreisangehörigen Städte kön­
nen für die Finanzierung der zusätzlichen Maßnahmen bis 
zu 50 TM bzw. 100 TM Gesamtwertumfang je Vorhaben 
die folgenden Finanzierungsquellen verwenden:

— Fonds der Volksvertretung,
— Mittel aus den Fonds der Betriebe, Kombinate, Genos­

senschaften und Einrichtungen, die auf der Grundlage 
von Rechtsvorschriften für die Durchführung gemeinsa­
mer Maßnahmen im Territorium bereitgestellt werden,

— Einnahmen aus Vergnügungsteuer, Kurtaxe und Wett­
spielumsätzen,

— Kredite entsprechend Abschnitt III des Beschlusses des 
Ministerrates vom 30. August 1973.

Erforderliche zusätzliche finanzielle Mittel, die über diese 
Finanzierungsmöglichkeiten hinausgehen, sind durch die 
Bürgermeister der Gemeinden und kreisangehörigen 
Städte beim Vorsitzenden des Rates des Kreises in einfa­
cher Weise zu beantragen. Dabei ist mit nachzuweisen, daß 
die Einnahmen in voller Höhe erfüllt bzw. geplant und 
die Mittel zur Finanzierung der geplanten Aufgaben mit 
hoher Effektivität und unter Beachtung sozialistischer 
Sparsamkeit eingesetzt werden.
Diese Verfahrensweise gilt auch für die Beantragung zu­
sätzlicher finanzieller Mittel durch den Vorsitzenden des 
Rates des Kreises gegenüber dem Vorsitzenden des Rates 
des Bezirkes.
Anträge auf die Bereitstellung von Mitteln des zentralen 
Haushalts sind durch den Vorsitzenden des Rates des Be­
zirkes an den Minister der Finanzen zu richten.

4. Die in Ziff. 2 dieser Richtlinie festgelegten Wertgrenzen 
für zusätzliche Maßnahmen außerhalb des Planes gelten 
auch für die Räte der Kreise und kreisfreien Städte sowie 
die Räte der Bezirke.

5. Die Vorsitzenden der örtlichen Räte tragen die Verant­
wortung für die Durchführung dieser Richtlinie.
Die Leiter der Abteilungen Finanzen der örtlichen Räte, 
die Hauptbuchhalter und Haushaltsbearbeiter sowie die 
Leiter von Bankfilialen haben durch ihre Finanzkontrolle 
zu sichern, daß keine finanziellen Mittel entgegen diesen 
Festlegungen bereitgestellt werden.

Anordnung Nr. 21 
über die Planung, Bildung und Verwendung 
des Leistungsfonds der volkseigenen Betriebe

vom 19. Juli 1978

Zur Änderung der Anordnung vom 15. Mai 1975 über die 
Planung, Bildung und Verwendung des Leistungsfonds der 
volkseigenen Betriebe (GBl. I Nr. 23 S. 416) wird folgendes 
angeordnet:

§ 1
Der Abs. 3 des § 7 der Anordnung vom 15. Mai 1975 erhält 

folgende Fassung:
„(3) Zur weiteren Erhöhung der Effektivität und Qualität 

der Arbeit durch die sozialistische Rationalisierung sind 
mindestens 25 % der zur Verfügung stehenden Mittel des 
Leistungsfonds für geplante und zusätzliche Maßnahmen 
der sozialistischen Rationalisierung einzusetzen. Die Mög­
lichkeiten zur Eigenherstellung von Rationalisierungsmit­
teln sind dabei voll auszuschöpfen. Bei Mobilisierung von 
Reserven können Mittel des Leistungsfonds für Investitio­
nen zur Verbesserung der Arbeite- und Lebensbedingungen 
über die Investitionskennziffern des Volkswirtschaftsplanes 
hinaus bis zu einem Gesamtwertumfang von 50 000 M je 
Vorhaben verwendet werden. Das gilt auch für die Ver­
wendung von Mitteln des Leistungsfonds bei der Beteili­
gung an Investitionen anderer volkseigener Betriebe, Kom­
binate oder staatlicher Organe und Einrichtungen. Für Maß­
nahmen, die über die Investitionskennziffern des Volks­
wirtschaftsplanes hinausgehen, dürfen keine bilanzierten 
Kapazitäten und Materialfonds eingesetzt werden.“

§ 2

Diese Anordnung tritt am 1. August 1978 in Kraft. Sie ist 
für alle neu zu beginnenden Investitionen, die aus Mitteln 
des Leistungsfonds finanziert werden sollen, anzuwenden.

Berlin, den 19. Juli 1978

Der Vorsitzende Der Minister der Finanzen
der

Staatlichen Plankommission
I. V.: W e n z e l  I. V.: Dr. S c h m i e d e r

Stellvertreter des Vorsitzenden Staatssekretär

1 Anordnung (Nr. 1) vom 15. Mai 1975 (GBl. I Nr. 23 S. 416) * * 3 * S.

Anordnung
zur weiteren Durchführung der Finanzierungsrichtlinie 

für die volkseigenen Betriebe und Kombinate 
der Wirtschaftsräte der Bezirke 

und für die volkseigenen Betriebe 
der örtlichen Versorgungswirtschaft

vom 19. Juli 1978

§ 1
Der Abschnitt III Ziff. 3 der Finanzierungsrichtlinie vom

3. Juli 1975 für die volkseigenen Betriebe und Kombinate der
Wirtschaftsräte der Bezirke und für die volkseigenen Be­
triebe der örtlichen Versorgungswirtschaft (GBl. I Nr. 30
S. 570) erhält folgende Fassung:

„3. Verwendung von Mitteln des Leistungsfonds und aus 
Amortisationen
Zur weiteren Erhöhung der Effektivität und Qualität 
der Arbeit durch die sozialistische Rationalisierung sind 
mindestens 25% der zur Verfügung stehenden Mittel 
des Leistungsfonds sowie aus Amortisationen gemäß


